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Der Beigeordnete für Kultur, Schule und Sport, Herr Dr. Koch, hat auf die Anfragen des 
Elternvertreters der GS „Fermersleben“ in einem Schreiben vom 29.11.2004 geantwortet.  
Der Inhalt des Antwortbriefes stellt sich wie folgt dar:  
 
„ ........ 
 
zu den in der Einwohnerfragestunde vom 4. November aufgeworfenen Fragen der 
Bestandsfähigkeit bzw. der Schließung der Standorte der GS „Fermersleben“ sowie „Salbke“ 
möchte ich Ihnen und dem Elternrat der GS „Fermersleben“, wie folgt antworten. Dabei darf ich 
gleichfalls daran erinnern, dass der Amtsleiter des Sport- und Schulverwaltungsamtes am 
gleichen Tag in einem weiteren Gespräch den Eltern die Sicht der Verwaltung erläutert hatte. 
 
Einleitend möchte ich an dieser Stelle nochmals die Entwicklung der grundsätzlichen Position 
der Verwaltung darstellen. 
Bereits mit dem Einbringen der Drucksache „Schulentwicklungsplan 2003/04“ hatte die 
Verwaltung den effektivsten Vorschlag unterbreitet, am Standort der GS „Salbke“ in der 
Friedhofstraße eine zentrale Grundschule mit Hortbedingungen zu schaffen. In der Folge hätten 
dann die Objekte GS „Westerhüsen“ , „Fermersleben“, inklusive Sporthalle (Stillers) und das 
Hortgebäude (Greifenhagener Str.) aus der Nutzung genommen werden können.  Der Stadtrat hat 
sich seinerzeit, nach umfänglicher Diskussion, neben dem Erhalt der GS „Salbke“ auch für den 
Erhalt der GS „Westerhüsen“ ausgesprochen. 
Mit der Erarbeitung der Beschlussvorschläge für die mittelfristige Schulentwicklungsplanung 
2004/05- 2008/09 hatte die Verwaltung nochmals den Vorschlag unterbreitet, eine zentrale 
Grundschule zu favorisieren, zumal der denkmalgeschützte Standort in der Friedhofstraße 
geeignete Bedingungen für das Unterbringen einer 3-zügigen Grundschule mit Hort vorhält. Die 
Entscheidung des Stadtrates vom 5.02.2004 ist bekannt und ist in den Beschlusspunkten 
verankert. 
Die im Brief des Elternrates geäußerte Annahme, dass schon während der Beschlussfassung die 
durch die Verwaltung vorgelegten Zahlen nicht richtig waren, muss ich zurückweisen, da erst 
mit den Entscheidungen des Stadtrates eine neue, veränderte Situation, z.B. in der 
Schülerentwicklung für den Standort „Salbke“, entstanden war. Wie bereits oben dargestellt, 
hatte die Verwaltung auch die Schließung der GS „Westerhüsen“ vorgeschlagen.  
An dieser Stelle gestatten Sie mir die Anmerkung zur Formulierung der Aussagen im 
Beschlusstext zur Wahlfreiheit für die Eltern, die offensichtlich, hinsichtlich der Anwahl der GS 
„Salbke“ oder „Buckau“ zu falschen Schlüssen geführt haben . Diese „Wahlfreiheit“ ist nicht 
unter dem Aspekt einer grundsätzlichen und umfassenden Bewegung der Schüler nach Buckau 
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zu betrachten, da dort die Kapazitäten begrenzt sind und nur die freien Plätze zur Verfügung 
gestellt werden können (z. B. Härtefallregelungen für Geschwisterkinder). 
Ein Beschluss zur Splittung der Schulbezirke wurde jedoch nicht gefasst und war m.E. auch 
nicht durch den Stadtrat beabsichtigt. Das Asylbewerberheim liegt im Einzugsbereich der GS 
„Buckau“. Hier gilt ebenfalls die Berücksichtigung der Geschwisterproblematik.  
 
Durch den zuständigen Fachbereich, das Kommunale Gebäudemanagement, wurden die 
Baukosten für eine komplexe Sanierung der Objekte ermittelt: 

• GS „Salbke“                      27 Unterrichtsräume    3.200,0 Mio.€        205,- €/m³ 
Der Unterricht ist uneingeschränkt durchführbar; jedoch muss nach Schließung der 
Sekundarschule die grundschulgerechte Gestaltung der Freiflächen erfolgen. 

• GS „Fermersleben“           21 Unterrichtsräume    2.350,0 Mio.€        200,- €/m³ 
Für die GS „Fermersleben“ ist zwingend der Brandschutz herzustellen, also würde es auch hier 
durch Bautätigkeit zu Beeinträchtigungen des Schulbetriebes kommen, wenn davon ausgegangen 
wird, dass die erforderlichen Baumaßnahmen nicht vordergründig im Nachmittagsbereich 
stattfinden können. Der Finanzbedarf  für den Brandschutz beträgt ca. 450,0 Tsd. €.  
Ein Schimmelbefall im Keller der GS „Salbke“ ist der Verwaltung nicht bekannt, es herrscht 
normales Kellerklima. Der Keller wird für die beabsichtigte Nutzung nicht benötigt, da die 
Überlegungen davon ausgehen, dass der Hortbereich und auch die Esseneinnahme im 
Erdgeschoss stattfinden könnten, da die vorhandenen Kapazitäten des Standortes dies 
ermöglichen. 
 
Mit dem Beschluss zum Erhalt der GS „Westerhüsen“ verringert sich die Anzahl der für den 
Standort „Salbke“ errechneten Klassen und Schüler in den nächsten Jahren und damit auch im 
Zielplanjahr 2008/09. Dieses hat auch Auswirkungen auf den Flächenbedarf an Pausenfläche. 
Die Schulbaurichtlinie des Landes orientiert in den Vorgaben auf einen Flächenbedarf von 3-5 
m² je Kind. Die Schaffung eines Spielplatzes, möglichst in örtlicher Nähe zum Schulgebäude ist 
wünschenswert, hat aber nicht zwingend mit der Absicherung der Pausenbedarfsfläche zu tun. 
Am Standort „Salbke“ befindet sich der Schulgarten, ebenso wie am Standort „Fermersleben“, 
unmittelbar am bzw. auf dem Schulgelände. 
Gemeinsam mit dem Kommunalen Gebäudemanagement und der Arbeitssicherheit wird die 
schrittweise grundschulgerechte Gestaltung des Schulgeländes eventuell auch durch den 
eingebrachten politischen Antrag, Bau einer Außentreppe und Rutsche, unter Beachtung der 
finanziellen Möglichkeiten zu prüfen sein. Die Gestaltung der Pausenaufsicht ist dabei m.E. auf 
die jeweilige örtliche Situation zuzuschneiden und ausschließlich ein schulorganisatorischer 
Aspekt. 
 
Sehr geehrter Elternvertreter,  
wie in allen bisherigen Diskussionen und Meinungsbildungen bereits geäußert, ist aus Sicht der 
Verwaltung auch weiterhin eine zentrale Grundschule mit dem Standort in der Friedhofstraße der 
favorisierte Vorschlag. Dabei würden dann die Schließungen der genannten GS „Westerhüsen“  
und „Fermersleben“ relevant.  
Die Aufhebung und Rücknahme der bisherigen Beschlüsse, um in der Folge durch neue 
Beschlüsse die von Ihnen vorgeschlagene Variante zu erzielen, kann nur durch den Stadtrat (bei 
entsprechenden Mehrheiten) vorgenommen werden.  
................“ 
 
 
 
Dr. Koch 


